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BMF: Beteiligung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts an einer Personengesellschaft
Mit BMF-Schreiben vom 21.06.2017 (IV C 2 – S 2706/14/10001) reagiert die Finanzverwaltung auf das BFH-Urteil vom
25.03.2015 – I R 52/13 (VersorgW 2015, 311, DokNr. 15001435). Der BFH hat entschieden, dass die Beteiligung einer juristischen
Person des öffentlichen Rechts (jPöR) an einer Mitunternehmerschaft zu einem Betrieb gewerblicher Art (BgA) führt. Zu der
 Anwendung der Urteilsgrundsätze ab dem Veranlagungszeitraum 2009 waren die Fälle offen zu halten, in denen eine jPöR die
Auffassung vertritt, die Beteiligung an einer Mitunternehmerschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG begründe auch dann
einen BgA, wenn die jPöR, würde sie die Tätigkeit der Mitunternehmerschaft unmittelbar selbst ausüben, keinen BgA begründen
würde (BMF, Schreiben vom 08.02.2016, VW-DokNr. 16003825).
Im jetzt vorliegende Schreiben des BMF werden Grundsätze zur Beteiligung einer jPöR an einer Mitunternehmerschaft aufgestellt,
dabei wird differenziert, ob alle oder nur einzelne Tätigkeiten der Mitunternehmerschaft mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben
werden und ob die Beteiligung an einer Personengesellschaft mit fehlender Gewinnerzielungsabsicht erfolgt. Des Weiteren folgen
Ausführungen zur zeitlichen Anwendung der Grundsätze.                                                                                                  > DokNr. 17002041

BMF: Umsatzsteuerrechtliche Organschaft – Vorsteuerabzug beim Erwerb und Halten von gesellschaftsrechtlichen
 Beteiligungen
Mit dem BMF-Schreiben vom 26.05.2017 – III C 2 – S 7105/15/10002 zieht die Finanzverwaltung Konsequenzen aus der Recht-
sprechung des EuGH und des BFH zur umsatzsteuerrechtlichen Organschaft sowie zum Umfang des Vorsteuerabzugs beim
 Erwerb sowie im Zusammenhang mit dem Halten von gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen. Elf angeführte Entscheidungen
 zwischen 2013 und 2016 (u.a. EuGH, Urteile v. 16.07.2015 – C-108/14, C-109/14 – Larentia + Minerva und Marenave, BGH,
 Urteil v. 02.12.2015 – V R 67/14, v. 10.08.2016 – XI R 41/14), machen eine Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungs erlasses
notwendig. Dies betrifft etwa die finanzielle Eingliederung einer juristischen Person in ein Unternehmen sowie die Berücksichti-
gung von Stimmbindungsvereinbarungen (2.8. Abs. 5 UStAE).                                                                                          > DokNr. 17002042

Hessisches FinMin: Studie zur Umstellung eines doppischen  Rechnungswesens auf einheitliche europäische Rechnungs -
legungsstandards
Die Europäische Kommission arbeitet zur Zeit an der Entwicklung von neuen einheitlichen Rechnungslegungsstandards für den
 öffentlichen Bereich, den sog. »European Public Sector Accounting Standards« (EPSAS). Die neuen Rechnungslegungsstandards
berücksichtigen doppische Grundsätze. Mit Unterstützung der EU-Kommission hat das Hessische Ministerium der Finanzen eine
umfassende »Studie zur Umstellung eines doppischen Rechnungswesens auf einheitliche europäische Rechnungslegungs -
standards am Beispiel des Bundeslandes Hessen« erarbeitet und veröffentlicht. Hessen gehört in Deutschland zu den vier
 Ländern, die bereits eine doppische Buchführung und Rechnungslegung eingeführt haben. 
Die Studie soll anhand des Beispiels der hessischen Landesverwaltung aufzeigen, welche Aktivitäten notwendig sind, um eine
 bereits nach nationalen Vorgaben bilanzierende öffentliche Einheit auf mögliche Anforderungen einer europäischen Rechnungs -
legung in doppischer Form vorzubereiten. Daneben ist die Studie auch von dem Anspruch getragen, für andere  bereits doppisch
buchende Einheiten in der EU eine Hilfestellung bei gleichlautender oder ähnlicher Fragestellung zu bieten. Auf der Internetseite
des hessischen Ministeriums der Finanzen findet sich der Volltext der Studie (insg. 162 Seiten, Schlussbetrachtung Seiten 118–119)
sowie ein Foliensatz.                                                                                                                                                                      > DokNr. 17002043
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